
Vorlagefrage 

Verstößt Art. 26 des Mehrwertsteuergesetzbuchs gegen Art. 11 
Teil A Abs. 1 Buchst. a der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG ( 1 ), 
jetzt Art. 73 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. 
November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys­
tem ( 2 ), und gegen den Grundsatz der Neutralität der Mehrwert­
steuer, wenn diese Vorschrift dahin ausgelegt wird, dass Mehr­
wertsteuer geschuldet wird auf Ausgaben und Beträge, die dem 
Vertragspartner vertraglich in Rechnung gestellt werden dürfen, 
aber nicht in Rechnung gestellt werden? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 

( 2 ) ABl. L 347, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Upper Tribunal (Immi­
gration and Asylum Chamber) London (Vereinigtes König­
reich), eingereicht am 22. Februar 2011 — The Secretary of 
State for the Home Department/Muhammad Sazzadur Rah­

man, Fazly Rabby Islam, Mohibullah Rahman 
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Upper Tribunal (Immigration and Asylum Chamber) London 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: The Secretary of State for the Home Department 

Beklagte: Muhammad Sazzadur Rahman, Fazly Rabby Islam, 
Mohibullah Rahman 

Vorlagefragen 

1. Verpflichtet Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 2004/38/EG ( 1 ) 
einen Mitgliedstaat zum Erlass von Rechtsvorschriften, um 
die Einreise in den Mitgliedstaat bzw. den Aufenthalt dort 
für Gruppen von Familienangehörigen zu erleichtern, die 
keine Unionsbürger sind, wenn diese die Voraussetzungen 
nach Art. 10 Abs. 2 erfüllen? 

2. Können sich die in Frage 1 bezeichneten Familienangehöri­
gen auf die unmittelbare Geltung von Art. 3 Abs. 2 
der Richtlinie 2004/38/EG berufen, wenn sie nach nationa­
len Rechtsvorschriften bestehende Voraussetzungen nicht 
erfüllen? 

3. Gehören zu der Gruppe von nicht unter die Definition in 
Art. 2 Nr. 2 fallenden Familienangehörigen nach Art. 3 

Abs. 2 und Art. 10 Abs. 2 der Richtlinie 2004/38/EG nur 
solche Personen, die sich in demselben Mitgliedstaat auf­
gehalten haben wie der Unionsbürger und dessen Ehegatte, 
bevor der Unionsbürger in den Aufnahmestaat kam? 

4. Muss es sich bei dem Unterhaltsverhältnis gemäß Art. 3 
Abs. 2 der Richtlinie 2004/38/EG, auf das sich der Familien­
angehörige zur Begründung seines Begehrens auf Einreise in 
den Aufnahmestaat stützt, um ein Unterhaltsverhältnis han­
deln, das kurz vor dem Zuzug des Unionsbürgers in den 
Aufnahmestaat bestand? 

5. Kann ein Mitgliedstaat besondere Voraussetzungen hinsicht­
lich der Art oder Dauer des Unterhaltsverhältnisses solcher 
Familienangehöriger nach Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 
2004/38/EG vorsehen, um zu verhindern, dass ein Unter­
haltsverhältnis nur vorgespiegelt oder unnötig herbeigeführt 
wird, um einem Ausländer die Einreise in sein Hoheitsgebiet 
oder den weiteren Aufenthalt dort zu ermöglichen? 

6. Muss das von dem Familienangehörigen zur Begründung 
seines Einreisebegehrens in den Mitgliedstaat geltend ge­
machte Unterhaltsverhältnis für eine gewisse Dauer oder 
auf unbestimmte Zeit im Aufnahmestaat fortbestehen, 
damit eine Aufenthaltskarte nach Art. 10 der Richtlinie 
2004/38/EG ausgestellt oder verlängert werden kann, 
und, wenn ja, wie ist ein solches Unterhaltsverhältnis 
nachzuweisen? 

( 1 ) Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 
75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG (ABl. 
L 158, S. 77). 
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